a b r e c h n u n g
eINZELVERGÜTUGEN IM zUSAMMENHANG MIT vAKANZVERWALTUNGEN 
SOWIE DER enTSCHÄDIGUNG VON pRÄDIKANTEN- U: lEKTORENDIENSTE 

2 –


Arbeitgeber: 
     







A. Persönliche Angaben:

	Name:
	     
	Vorname:
	     

	Straße:
	     
	PLZ/Ort:
	     

	Geb.-Datum:
	                       
	Geb.-Name:
	     

	Geburtsort:
	     
	Familienstand:
	     

	Staatsangehörigkeit:
	     
	Konfession:
	     

	Telefon-Nr.:
	     
	gelernter Beruf:
	     

	Hauptbeschäftigung als:
	     
	 FORMCHECKBOX 
 Teilzeit 
      
	 FORMCHECKBOX 
 Vollzeit

	Krankenkasse/Priv. Vers.:
	     
	Kinder:
	 FORMCHECKBOX 
 ja          FORMCHECKBOX 
 nein

	Steuer-Identifikations-Nr.
	     
	Sozialversicherungs-

nummer:
	     

	Betriebl. Zusatzversicherung
 (z.B. VBL.) vorhanden
	 FORMCHECKBOX 
 ja                   FORMCHECKBOX 
 nein
	Vers.-Nr.:
	     


	Bank
	     

	IBAN
	               /                 /                 /               /              /                 

	BIC
	     


= = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = 

B. Status bei Beginn dieser Beschäftigung:
Ich bin

 FORMCHECKBOX 
 Beamtin/Beamter
 FORMCHECKBOX 
 Arbeitnehmer/in
   FORMCHECKBOX 
 Soldat

 FORMCHECKBOX 
 Hausfrau/-mann
  
 FORMCHECKBOX 
 Rentner/in      FORMCHECKBOX 
 Pensionär/in
 FORMCHECKBOX 
 Selbständige/r
 FORMCHECKBOX 
 Arbeitslose/r 
 FORMCHECKBOX 
 ALG-/Sozialhilfeempfänger/in           FORMCHECKBOX 
 in Elternzeit
 FORMCHECKBOX 
 Schüler/in (Nachweis beifügen)
   FORMCHECKBOX 
 Student/in (Nachweis beifügen)  FORMCHECKBOX 
 Azubi

C. Beschäftigungsverhältnisse seit Jahresbeginn:
 FORMCHECKBOX 
 seit Jahresbeginn wurden keine weiteren Beschäftigungen ausgeübt
 FORMCHECKBOX 
 seit Jahresbeginn wurden nachstehende Beschäftigungen ausgeübt:
	bei:
	     
	Von/Bis:
	     
	mtl. Brutto-Entgelt:
	     

	bei:
	     
	Von/Bis:
	     
	mtl. Brutto-Entgelt:
	     


D. Werden zurzeit noch weitere Beschäftigungen ausgeübt?
     FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 ja
	bei:
	     
	Seit:
	     
	mtl. Brutto-Entgelt:
	     

	bei:
	     
	Seit:
	     
	mtl. Brutto-Entgelt:
	     



(Arbeitgeber mit Adresse und Telefon)
= = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = = 

	E. Rentenversicherung: (siehe auch unter Erläuterung)
 FORMCHECKBOX 
 ich verzichte auf die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung
 FORMCHECKBOX 
 ich verzichte nicht auf die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung


Name:      




   Vorname:      





F.: Abrechnung 

	
	Datum
	Art der Leistung

(z.B. Gottesdienst, Taufe , Konfirmandenunterricht)
	Euro

	1.
	     
	     
	     

	2.
	     
	     
	     

	3.
	     
	     
	     

	4.
	     
	     
	     


Daneben sind mir folgende Fahrtkosten entstanden

	
	Datum
	Fahrtstrecke

von     bis
	Gesamt-km für

Hin- und Rückfahrt
	Fahrtkosten für öffentliche Verkehrsmittel

(Belege liegen an)

	1.
	     
	     
	     
	     

	2.
	     
	     
	     
	     

	3.
	     
	     
	     
	     

	4.
	     
	     
	     
	     

	Gesamtfahrtkosten f. öffentl. Verkehrsmittel

Bzw. = Gesamt-km
	     
	           x  0,30 =      


	Erklärung:

Hiermit erkläre ich, dass ich den Freibetrag in Höhe von 720,00 € jährlich gem. § 3 Nr. 26a EStG nicht bei  anderen Arbeitgeber/n durch eine weitere nebenberufliche Tätigkeit ausschöpfe.


* ggf. streichen, wenn die Erklärung nicht abgegeben werden kann
	     
	
	

	Datum
	
	Unterschrift Mitarbeiter/in


G. Auszahlungsanordnung

Die Kirchenkreisverwaltung wird angewiesen, den unten aufgeführten Betrag auszuzahlen und wie angegeben zu buchen:

	SA

	Rechtsträger

	RJ

	SB

	BS

	ZW


	     
	     
	     
	     
	     
	     


	Haushaltsstelle

Euro

     .     .     
     
     .     .     
     
     .     .     
     
     .     .     
     
Euro:                    Festgestellt:      
am:         
Zur Ausgabe angeordnet:

Anordnungsberechtigter


	Eingang der Abrechnung beim Anstellungsträger
am:
     
Sachlich richtig:

Unterschrift




Erläuterungen


Allgemeines
Der Arbeitgeber ist dazu verpflichtet, jeden Arbeitnehmer anzumelden und die Beiträge zur Sozialversicherung zu zahlen. Daraus ergibt sich für ihn die Pflicht, das Sozialversicherungsverhältnis des jeweiligen Arbeitnehmers zu beurteilen. Der Arbeitnehmer ist deswegen dazu verpflichtet, dem Arbeitgeber die zur Durchführung des Meldeverfahrens und der Beitragszahlung erforderlichen Angaben zu machen und die entsprechenden Unterlagen vorzulegen (§ 28 o SGB IV). Erteilt der Arbeitnehmer diese Auskünfte nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig oder legt er die entsprechenden Unterlagen nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vor, begeht er eine Ordnungswidrigkeit, die mit Bußgeld belegt werden kann (§ 111 Abs. 1 Nr. 4 SGB IV). Nimmt der Arbeitgeber / die Personalabteilung eine falsche sozialversicherungsrechtliche Beurteilung vor, drohen unter Umständen Nachforderungen von Sozialversicherungsbeiträgen.
Um eine solche Nachforderung zu vermeiden, muss der Arbeitgeber / die Personalabteilung den Sachverhalt so aufklären, dass er eine korrekte Einordnung des Arbeitnehmers vornehmen kann. Dazu dient der Personalfragebogen. Dabei kann im Einzelfall die Angabe weiterer Kriterien erforderlich sein. Der Personalfragebogen erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Damit die Angaben als Dokumentation i.S.d. Beitragsverfahrensverordnung gelten, müssen die Angaben des Arbeitnehmers durch entsprechende Nachweise (z.B. Immatrikulationsbescheinigung) belegt werden.

Zu B.: Status

Die unter Status aufgeführten Kriterien sind für die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung des Arbeitnehmers relevant.

Zu C. und D.: Beschäftigungen

Die Pflicht des Arbeitnehmers, dem Arbeitgeber alle erforderlichen Angaben zu machen, umfasst vor allem die Aufklärung über gleichzeitig ausgeübte weitere Beschäftigungen und Vorbeschäftigungen bei anderen Arbeitgebern. 
Der Personalfragebogen dient zum einen dazu, dem Arbeitgeber/der Personalabteilung die Feststellung weiterer Beschäftigungen und die entsprechende sozialversicherungsrechtliche Beurteilung des Arbeitnehmers zu erleichtern. Zum anderen kann sie im Nachhinein ein Indiz dafür sein, dass der Arbeitgeber/die Personalabteilung bei der Sachverhaltsaufklärung weder vorsätzlich noch fahrlässig gehandelt hat. 
Zu E.: Rentenversicherung

Seit dem 01.01.2013 unterliegen Arbeitnehmer/innen, die eine geringfügige Beschäftigung ausüben, grundsätzlich der Versicherungs- und vollen Beitragspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung. Der vom Arbeitnehmer zu tragende Teil am RV-Beitrag beläuft sich auf 3,9 % des Arbeitsentgelts. Zu beachten ist, dass der volle RV-Beitrag mindestens von einem Arbeitsentgelt in Höhe von 175,00 € zu zahlen ist 
(Mindestbeitrag = 33,08 €).
Ist die Versicherungspflicht nicht gewollt, kann sich der Arbeitnehmer von ihr befreien lassen. Hierzu muss er seinem Arbeitgeber schriftlich mitteilen, dass er die Befreiung wünscht. Übt der Arbeitnehmer mehrere Minijobs aus, kann der Antrag auf Befreiung nur einheitlich für alle zeitgleich ausgeübten Minijobs gestellt werden.

Die Befreiung wirkt grundsätzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs beim Arbeitgeber, frühestens ab Beschäftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale die Befreiung bis zur nächsten Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb 6 Wochen nach Eingang des Antrages bei ihm meldet. Anderenfalls beginnt die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermonats, der dem Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt. 

Zu F.: Abrechnung

§ 3 Nr. 26 bzw. § 3 Nr. 26 a EStG: Steuerfrei sind Einnahmen aus 

· nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder der nebenberuflichen Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet oder einer unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 2.400 € im Jahr.

· zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 720,00 € im Jahr.
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